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Kinderarmut im Kontext von Zuwanderung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

„Kinderarmut in Deutschland: Deutlicher Zuwachs durch Zuwanderung“ 
(https://www.boeckler.de/de/pressemitteilungen-2675-kinderarmut-in-deutsch
land-deutlicher-zuwachs-durch-zuwanderung--3259.htm) ist der Titel einer 
Pressemitteilung der gewerkschaftsnahen Hans-Böckler Stiftung vom 18. Ap-
ril 2017. Kinderarmut ist offenbar ein wachsendes Problem, welches für die 
Kinder und die gesamte Gesellschaft gravierende Folgen hat. Kinder, die in 
Armut aufwachsen, sind häufiger von gesundheitlichen Problemen betroffen, 
erreichen niedrigere Bildungsabschlüsse und sie nehmen weitaus weniger am 
gesellschaftlichen Leben teil als Kinder aus nicht armen Familien (vgl. auch 
(https://www.welt.de/regionales/nrw/article217683104/Armutsgefaehrdete-Ki
nder-haben-oft-einen-Migrationshintergrund.html). Zur ohnehin in Deutsch-
land bestehenden Kinderarmut gesellt sich ein weiteres Problem, welches das 
Ausmaß der Kinderarmut beträchtlich vergrößert: die starke Zuwanderung 
nach Deutschland (vgl. dazu auch die Veröffentlichung der Hans-Böckler-
Stiftung oben). Einem Bericht der Tageszeitung „Die Welt“ zufolge (s. o.), ha-
ben in Nordrhein-Westfalen 69 Prozent der einkommensarmen unter 18-Jähri-
gen einen Migrationshintergrund, für ganz Deutschland ergibt sich eine Zahl 
von 64 Prozent.

In Nordrhein-Westfalen liegt beispielsweise der Anteil von Kindertagesstätten, 
in denen mehr als die Hälfte der Kinder Migrationshintergrund haben, bei 
23,5 Prozent (ebd.). Häufig nehmen deutsche Eltern weite Fahrtwege in Kauf, 
um Kinder in Kindertagesstätten und Schulen zu bringen, in denen der Anteil 
an Migranten wesentlich geringer ist, damit sichergestellt ist, dass ihre Kinder 
die deutsche Sprache vernünftig lernen. In diesem Zusammenhang wird häu-
fig von der sogenannten Bildungssegregation gesprochen (ebd.).

„Armut hat Folgen für jeden einzelnen jungen Menschen – heute sowie für 
ihre/seine Zukunft. Armut hat aber auch Folgen für die gesamte Gesellschaft, 
nicht nur im Blick auf Kosten in den Sozialsystemen, sondern auch auf den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Stabilität der Demokratie“, heißt es 
im Fact Sheet der Bertelsmann Stiftung (https://www.bertelsmann-stiftung.de/
fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/291_2020_BST_Factsh
eet_Kinderarmut_SGB-II_Daten__).
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 1. Wie hat sich die Kinderarmut (weniger als 60 Prozent des Medians des 
Nettoäquivalenzeinkommens) in Deutschland und in den Bundesländern 
von 2015 bis 2020 nach Kenntnis der Bundesregierung entwickelt (bitte 
jeweils nach Deutschen, Ausländern, EU-Ausländern, Drittstaatsangehö-
rigen, Westbalkan, Top-8-Asylherkunftsländern getrennt ausweisen, 
EU-2, Paar-Familien sowie nach Kindern Alleinerziehender aufschlüs-
seln und die relative jährliche Veränderung ausweisen)?

Die Armutsrisikoquote ist eine statistische Maßgröße für die Einkommensver-
teilung. Sie liefert keine Information über individuelle Bedürftigkeit. Ihre Höhe 
hängt u. a. von der zugrundeliegenden Datenbasis, der Bezugsgröße (50 Pro-
zent, 60 Prozent oder 70 Prozent des mittleren Einkommens, des regionalen 
Bezugs) und der Gewichtung der Haushaltsmitglieder bei der Bestimmung des 
Nettoäquivalenzeinkommens ab. Der Indikator ist insbesondere für Teilpopula-
tionen sehr volatil und kann je nach Datenquelle unterschiedlich ausfallen. 
Einer Konvention folgend werden 60 Prozent des mittleren mit der neuen Skala 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (engl. 
Abkürzung: OECD) gewichteten Einkommens verwendet.
Amtliche Daten zur Armutsrisikoquote in regionaler Gliederung stellen die Sta-
tistischen Ämter des Bundes und der Länder auf ihrem gemeinsamen Statistik-
portal auf Basis Mikrozensus aktuell bis zum Jahr 2019 zur Verfügung. Eine 
Differenzierung nach der Staatsangehörigkeit und nach dem Alter sowie eine 
weitere Unterscheidung nach dem Herkunftsland sind nicht verfügbar.
Soweit in den erfragten Abgrenzungen Daten vorliegen, können sie den Tabel-
len im Anhang entnommen werden.

 2. Wie viele Kinder (bitte die Gesamthaushalte angeben) gelten nach 
Kenntnis der Bundesregierung als arm (bitte in absoluten und relativen 
Zahlen ausweisen), und wie wird diese Zahl von der Bundesregierung 
beurteilt?

Armut ist ein gesellschaftliches Phänomen mit vielen Facetten. Sie ist im We-
sentlichen ein Mangel an Mitteln und Möglichkeiten, das Leben zu gestalten. 
Als komplexes Phänomen entzieht sie sich einer einfachen und eindeutigen 
Messung.

 3. Wie viele Kinder in Deutschland und in den Bundesländern lebten nach 
Kenntnis der Bundesregierung von 2015 bis 2020 in Familien, die Leis-
tungen der Grundsicherung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II; Hartz IV) erhalten haben (bitte jeweils getrennt ausweisen nach 
Deutschen, Ausländern, EU-Ausländern, Drittstaatsangehörigen, West-
balkan, Top-8-Asylherkunftsländern, EU-2, Paar-Familien sowie nach 
Kindern Alleinerziehender aufschlüsseln und die relative jährliche Ver-
änderung ausweisen)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) gab es im gleitenden Jahresdurchschnitt von Dezember 2019 bis Novem-
ber 2020 (aktuellste Daten) in Bedarfsgemeinschaften rund 1 889 000 minder-
jährige unverheiratete Kinder im Alter von unter 18 Jahren, davon waren rund 
1 763 000 leistungsberechtigt. Rund 1 204 000 der 1 889 000 minderjährigen 
unverheirateten Kinder hatten die deutsche und 660 000 eine ausländische 
Staatsangehörigkeit.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle zu Frage 3 im Anhang zu entnehmen.
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 4. Wie viele Kinder aus armen Familien in Deutschland und in den einzel-
nen Bundesländern erhielten nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Zeitraum 2017 bis 2020 jeweils Leistungen nach dem Bundesteilhabege-
setz (bitte jeweils nach Deutschen, Ausländern, EU-Ausländern, Dritt-
staatsangehörigen, Westbalkan, Top-8-Asylherkunftsländern getrennt 
ausweisen, EU-2, Paar-Familien sowie nach Kindern Alleinerziehender 
aufschlüsseln und die relative jährliche Veränderung ausweisen)?

Soweit hier nach Leistungen nach dem Bundesteilhabegesetz gefragt wird, mit 
dem insbesondere die Eingliederungshilfe für Menschen mit (wesentlichen) 
Behinderungen mit Wirkung zum 1. Januar 2020 grundlegend reformiert und in 
das Neunte Buch Sozialgesetzbuch integriert worden ist, liegen der Bundes-
regierung entsprechende Informationen nicht vor.

 5. Besteht nach Kenntnis der Bundesregierung ein Zusammenhang zwi-
schen dem Bildungsgrad der Eltern und der von Armut betroffenen Kin-
der, und wenn ja, welcher?

Der Bildungsgrad wird anhand des höchsten Abschlusses ermittelt. Die von der 
Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
(engl. Abkürzung: UNESCO) entwickelte internationale Standardklassifikation 
des Bildungswesens (engl. Abkürzung: ISCED) wird auch für die amtlichen 
Daten des Mikrozensus verwendet. Haushalte, in denen ein oder mehrere Er-
wachsene einen gehobenen Bildungsgrad haben, haben aufgrund der damit ver-
bundenen höheren Entlohnung, höheren Erwerbsintensität und geringeren Ar-
beitsmarktrisiken seltener ein relativ geringes Einkommen. Dieser Zusammen-
hang lässt sich auf gegebenenfalls im Haushalt lebende Kinder ausweiten. Auf-
grund des damit gegebenen Sachzusammenhangs wird diese Frage gemeinsam 
mit Frage 7 beantwortet.

 6. Besteht nach Kenntnis der Bundesregierung ein Zusammenhang zwi-
schen der Einwanderung nach Deutschland und der Kinderarmut, und 
wenn ja, welcher?

Soweit die Frage auf die individuelle Position von zugewanderten Personen in 
der Einkommensverteilung abstellt, kann festgestellt werden, dass sich viele 
Personen in Haushalten von neu Zugewanderten zunächst eher am unteren En-
de der Einkommensverteilung befinden. Das Einkommen, über das die bereits 
ansässigen Familien verfügen, bleibt davon unberührt. Auf die Antworten zu 
den Fragen 1 und 2 wird in diesem Zusammenhang verwiesen.

 7. Besteht nach Kenntnis der Bundesregierung ein Zusammenhang zwi-
schen der beruflichen Qualifikation der Eltern und der von Armut betrof-
fenen Kinder, und wenn ja, welcher?

Da kein gesondertes statistisches Messkonzept für die berufliche Qualifikation 
existiert, wird diese in der Regel über den höchsten Bildungsabschluss gemes-
sen. Auf die Antwort zu Frage 5 wird verwiesen.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/28003



 8. Wie hoch waren die Kosten für Leistungen der Grundsicherung nach 
SGB II (Hartz IV) für Kinder von 2015 bis 2020 (bitte jeweils nach 
Deutschen, EU-Ausländern, Drittstaatsangehörigen, Westbalkan und den 
Top-8-Asylherkunftsländern aufschlüsseln und die relative jährliche Ver-
änderung angeben)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA beliefen sich in der glei-
tenden Jahressumme von Dezember 2019 bis November 2020 (aktuellste 
Daten) die Zahlungsansprüche von leistungsberechtigten minderjährigen unver-
heirateten Kindern im Alter von unter 18 Jahren auf rund 4,166 Mrd. Euro. Von 
dieser Summe sind 2,240 Mrd. Euro Kindern mit deutscher und 1,859 Mrd. 
Euro Kindern mit ausländischer Staatsangehörigkeit zuzurechnen.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle zu Frage 8 im Anhang zu entnehmen.

 9. Welchen Einfluss hatten nach Kenntnis der Bundesregierung die bisheri-
gen Corona-Maßnahmen der Bundesregierung auf die Kinderarmut in 
Deutschland?

Welche langfristigen Folgen von der COVID-19-Pandemie auf die Verteilung 
der Einkommen ausgehen werden, ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht vor-
hersagbar. Die umfangreichen Maßnahmen der Bundesregierung zur Stützung 
der Einkommen dürften aber negative Effekte gemindert haben. Aktuelle Simu-
lationsstudien machen Aussagen zur Wirkung von Kurzarbeitergeld, Kinderbo-
nus und anderen COVID-19-Hilfsmaßnahmen auf die Einkommensverteilung. 
Im Ergebnis ergibt sich eine ungleichheitsmindernde Wirkung der Maßnahmen, 
insbesondere durch den Kinderbonus.

10. Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung einen Zusammenhang zwi-
schen Kinderarmut und schulischen Leistungen, und wenn ja, wie äu-
ßerst sich dieser?

Der Bericht „Bildung in Deutschland 2020“ stellt einen Zusammenhang zwi-
schen familialen Lebensverhältnissen, Bildungsbeteiligung und Kompetenz-
erwerb fest. Dies äußert sich u. a. in den sozialen Unterschieden im Schulart-
besuch und damit auch in der Kompetenzentwicklung. Von allen drei bildungs-
bezogenen Risikolagen ist die finanzielle die häufigste Risikolage. Diese liegt 
vor, wenn das Haushaltseinkommen (berechnet anhand der Haushaltszusam-
mensetzung) unterhalb der Armutsgefährdungsgrenze liegt. Rund jedes fünfte 
Kind ist betroffen. Die Bundesregierung nimmt die Erkenntnisse des Nationa-
len Bildungsberichts als einen unabhängigen Expertenbericht zur Kenntnis und 
bezieht sie in ihre Entscheidungen ein.
Der Fünfte Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung befand zudem, 
dass Grundschülerinnen und -schüler bei ansonsten gleichem sozioökonomi-
schem Hintergrund und gleicher Schulempfehlung mit einer etwas geringeren 
Wahrscheinlichkeit das Gymnasium besuchen und mit einer höheren Wahr-
scheinlichkeit die Hauptschule, wenn sie in einem Haushalt mit relativ gerin-
gem Nettoäquivalenzeinkommen lebten.

11. Besteht nach Kenntnis der Bundesregierung ein Zusammenhang zwi-
schen Kinderarmut und der Gewalt gegen Kinder, und wenn ja, welcher?

Armut ist ein wesentlicher Belastungsfaktor für die Gestaltung von Beziehun-
gen und Interaktionen im Familiensystem und damit auch für die Entwicklung 
der Kinder. Die Belastungen und Sorgen der Eltern, die aus mangelnden finan-
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ziellen Ressourcen resultieren und häufig mit beengten Wohnverhältnissen ver-
bunden sind, beeinträchtigen vielfach den Blick der Eltern für Bedürfnisse der 
Kinder, belasten ihr Erziehungsverhalten und erhöhen den familiären Stress 
und damit das Risiko für Gewalt und Vernachlässigung in der Eltern-Kind-
Interaktion.
Gewalt und Vernachlässigung gegenüber den Kindern wurden in der repräsen-
tativen Studie „Kinder in Deutschland 0-3 – KiD 0-3“ des Nationalen Zentrums 
Frühe Hilfen (NZFH) erfasst als Angaben der Eltern zu absichtlichen Verlet-
zungen, Schütteln des Säuglings oder mangelnder Versorgung durch Erwachse-
ne, die das Kind bis zum Befragungszeitpunkt jemals erlebt hat. Bei Armut 
(festgemacht am Bezug von staatlichen Transferleistungen) sind diese Werte 
um das Doppelte erhöht. Armut stellt jedoch nur selten eine isolierte Problem-
lage dar. Vielfach kumulieren in von Armut betroffenen Familien eine Reihe 
von Belastungsfaktoren, die sich für die Eltern-Kind-Interaktion als relevant er-
wiesen haben (z. B. ungeplante Schwangerschaft, Partnerschaftsprobleme, 
eigene Gewalterfahrung der Eltern, hohe Stressbelastung). Armut allein erweist 
sich als unbedeutend für Gewalt und Vernachlässigung der Kinder. Es müssen 
weitere Belastungsmomente hinzukommen, um Verletzungen oder Vernachläs-
sigung der Kinder wahrscheinlicher zu machen.

12. Ist die Anzahl der von häuslicher Gewalt betroffenen Kinder seit Umset-
zung der Corona-Maßnahmen im März 2020 bis jetzt nach Kenntnis der 
Bundesregierung gestiegen, und wenn ja, wie hoch ist die Steigerung 
(die relative jährliche Steigerung angeben)?

Um der Frage nachzugehen, ob Kinder und Jugendliche während der weit-
reichenden Schließung von Kinderbetreuungseinrichtungen und Schulen einer 
erhöhten Gefahr von häuslicher Gewalt ausgesetzt waren und sind, wird im 
Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) seit Mai 2020 eine Zusatzerhebung bei den Jugendämtern über ihre 
durchgeführten Gefährdungseinschätzungen gemäß § 8a Absatz 1 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) durchgeführt. Das Ergebnis dieser Erhe-
bung ist bislang, dass es keine Auffälligkeiten gibt. Die Jugendämter nehmen 
auch in der Krise ihre kindeswohlsichernde Funktion wahr. Der Kinderschutz 
wird aufrecht gehalten. Dies entspricht auch den Befunden einer Studie des 
Deutschen Jugendinstituts, nach denen die Aufgaben im Bereich des Kinder-
schutzes auch während der Corona-Pandemie höchste Priorität für Jugendämter 
eingenommen haben. Auch die Netzwerke funktionieren weiter: z. B. melden 
Kitas und Schulen Verdachtsfälle von Kindeswohlgefährdungen in ähnlichem 
Umfang wie in den Vorjahren. Ausführliche Informationen zu der Erhebung so-
wie die bisherigen Ergebnisse sind online unter http://www.akjstat.tu-dortmun
d.de/themen/kinderschutzgefaehrdungseinschaetzungen/monitoring/8a-zusatzer
hebung/ abrufbar.

13. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bereits seit 2017 umgesetzt 
bzw. plant sie umzusetzen, um Kinder vor häuslicher Gewalt schützen?

Zur Sicherstellung der Netzwerke Frühe Hilfen und der psychosozialen Unter-
stützung von Familien (mit Säuglingen und Kleinkindern von null bis drei Jah-
ren) hat der Bund im Rahmen des Bundeskinderschutzgesetzes (§ 3 Absatz 4 
des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz) einen auf 
Dauer angelegten Fonds eingerichtet. Damit sichert der Bund aufbauend auf 
den Ergebnissen der zuvor durchgeführten Bundesinitiative Frühe Hilfen bun-
desweit und nachhaltig vergleichbare und qualitätsgesicherte Unterstützungs- 
und Netzwerkstrukturen im Bereich der Frühen Hilfen. Der Fonds Frühe Hilfen 
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wird mittels der 2018 errichteten Bundesstiftung Frühe Hilfen umgesetzt. Der 
Bund stattet die Stiftung mit einem jährlichen Vermögen in Höhe von 51 Mio. 
Euro aus.
Frühe Hilfen sind niedrigschwellige und freiwillige Angebote für Familien. Sie 
richten sich insbesondere an (werdende) Eltern und Familien, die aufgrund von 
unterschiedlichen psychosozialen Belastungen einen erhöhten Beratungs- und 
Unterstützungsbedarf haben, aber häufig nur schwer einen Zugang zu Unter-
stützungsangeboten finden. Sie unterstützen Eltern bei der Erziehung ihrer Kin-
der in den ersten drei Lebensjahren. Im Fokus stehen eine gelingende Eltern-
Kind-Bindung, ein gesundes Aufwachsen und Schutz vor Gewalt. Frühe Hilfen 
zielen darauf ab, Entwicklungsmöglichkeiten von Kindern und Eltern in Fami-
lie und Gesellschaft frühzeitig und nachhaltig zu verbessern. Frühe Hilfen 
basieren vor allem auf multiprofessioneller Kooperation, beziehen aber auch 
bürgerschaftliches Engagement und die Stärkung sozialer Netzwerke von Fami-
lien mit ein.
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